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1 Planungsrechtliche Voraussetzungen 

1.1 Flächennutzungsplan und Innenbereichssatzung 

Der Markt Wartenberg besitzt einen vom Landratsamt Erding mit Bescheid vom 30. August 2012 (Az. 41-2) 

genehmigten Flächennutzungsplan. Für den Ortsteil Manhartsdorf hat der Markt 1999 eine Satzung zur Fest-

legung des im Zusammenhang bebauten Ortsteils Manhartsdorf erlassen. Die Satzung wurde im Jahr 2001 

durch eine neue, geringfügig erweiterte Satzung ersetzt (Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses am  

18. Januar 2002), die im Jahr 2011 zum ersten Mal und im Jahr 2012 zum zweiten Mal geändert wurde. 

Der Gemeinderat des Marktes Wartenberg hat am 31. August 2021 die Aufstellung eines Bebauungsplans für 

ein Wohnbebauung auf den Flurstücken 1095, 1095/1, 1096 Gemarkung Auerbach im Südosten von Man-

hartsdorf beschlossen. Gleichzeitig wurde beschlossen, den Flächennutzungsplan für die Wohnbebauung zu 

ändern (6. Flächennutzungsplanänderung, siehe Abbildung: Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan mit 

Geltungsbereich der Änderung). Im Verlauf des Bauleitplanungsverfahrens wurde der Bebauungsplan auf ein 

beschleunigtes Verfahren nach § 13b BauGB umgestellt. Da in diesem Verfahren der Bebauungsplan nicht 

aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden muss, wird die 6. Flächennutzungsplanänderung nicht 

weiter verfolgt. 

 

1.2 Verfahren 

Entsprechend den Beschlüssen aus dem Jahr 2020 wurde mit der 6. Flächennutzungsplanänderung begon-

nen. Vorgesehen war das Regelverfahren, weil die zuerst geplante Erweiterung nicht untergeordnet war 

(hier war der gesamte Bereich bis zum Graben und Feldweg als Baugebiet eingeplant). Der Bebauungsplan 

sollte im Parallelverfahren aufgestellt werden. Um das Bauleitplanungsverfahren zu verkürzen, wechselte 

die Gemeinde im September 2022 das Verfahren: der Bebauungsplan soll im beschleunigten Verfahren nach 

§ 13b in Verbindung mit § 13a BauGB aufgestellt werden. Das Aufstellungsverfahren wurde vor dem 31. De-
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zember 2022 förmlich eingeleitet, der Satzungsbeschluss kann voraussichtlich vor dem 31. Dezember 2024 

gefasst werden. Auch die sonstigen Voraussetzungen für dieses Verfahren werden erfüllt: 

• Der Bebauungsplan setzt eine zulässige Grundfläche gemäß § 19 Abs. 2 BauNVO von weniger als 

10.000 m² fest (der Geltungsbereich umfasst weniger als 10.000 m² Fläche). Es werden keine ande-

ren Bebauungspläne in einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufge-

stellt, deren zulässige Grundfläche dabei mitzurechnen wäre. 

• Der Bebauungsplan begründet die Zulässigkeit von Wohnnutzungen – für die Baugrundstücke wird 

ein allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Nutzungen nach § 4 Abs. 3 BauNVO werden ausgeschlos-

sen: Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für 

Verwaltungen, Gartenbaubetriebe, Tankstellen. 

• Der Geltungsbereich schließt an einen im Zusammenhang bebauten Ortsteil an, an Manhartsdorf. 

• Durch den Bebauungsplan wird kein Vorhaben zugelassen, das einer Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

oder nach Landesrecht unterliegt. 

• Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB ge-

nannten Schutzgüter, also der Erhaltungsziele und des Schutzzwecks der Natura 2000-Gebiete im 

Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes.  

• Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Be-

grenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes zu beachten sind. 

Der Markt Wartenberg stellt den Bebauungsplan somit im beschleunigten Verfahren auf. Von einer frühzeiti-

gen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung, einer Umweltprüfung und der Erstellung eines Umweltbe-

richts wird abgesehen. 

1.3 Einordnung der Planung in die Ziele der Raumordnung 

Die Ziele der Raumordnung sind im Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP, September 2013) und im Re-

gionalplan München (RP, Stand November 2012) festgelegt. Für den Bebauungsplan sind vor allem die un-

ten aufgeführten Ziele und Grundsätze zur Siedlungsentwicklung einschlägig: 

• LEP G 3.2 „In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung mög-

lichst vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung nicht 

zur Verfügung stehen.“ 

• LEP Z 3.3 „Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten aus-

zuweisen.“ 

• LEP G 3.1 „Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung unter be-

sonderer Berücksichtigung des demographischen Wandels und seiner Folgen ausgerichtet werden. Flä-

chensparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter Berücksichtigung der ortsspezifischen 

Gegebenheiten angewendet werden.“  

• LEP G 3.3 „Eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, insbesondere bandartige Sied-

lungsstruktur sollen vermieden werden.“  

• RP B II Z 2.1 „In der gesamten Region soll die Wohnsiedlungsentwicklung einer Gemeinde die De-

ckung des Bedarfs ihrer Bevölkerung sowie einer nicht unverhältnismäßigen Bevölkerungszuwande-

rung umfassen“.  

• RP B II G 5.1.1 „Auf die Ausweisung und Bereitstellung von ausreichendem Wohnbauland und eine 

bedarfsgerechte jährliche Bereitstellung von Wohnraum soll hingewirkt werden“.  

Das Wohngebiet rundet den Ortsteil Manhartsdorf im Südosten ab. Es wird an den Ortsteil angebunden und 

reicht nicht weiter nach Süden und Osten als die vorhandene Bebauung. Es entsteht keine bandartige Struk-

tur oder Landschaftszerschneidung. Die Anbindung in zweiter Reihe an die vorhandene Straße ist eine spar-

same Erschließungsform. Mit der Zulassung von Zweifamilienhäusern auf den Erweiterungsflächen wird der 

Bebauungsplan einem flächensparenden Ansatz gerecht. Die Gemeinde hat in den letzten Jahren einige 
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Bauflächenreserven im Ortsinneren erschlossen (z.B. Bebauungsplan Strogenstraße Ortsmitte, Bebauungs-

plan Zustorfer Straße). Einige Baulücken in älteren Baugebieten wurden in den letzten Jahren bebaut. Wei-

tere Nachverdichtungen werden mit Bebauungsplanänderungen vorbereitet (z.B. Bebauungsplan Süd III, 

Bebauungsplan Am Bründlhof). Der Markt Wartenberg nutzt neben Innenentwicklungspotentialen auch Po-

tentiale am Ortsrand wie die vorliegend geplante Ergänzung.  

2 Anlass, Ziele und Zwecke der Planung 

Für das Grundstück Manhartsdorf 29, Flurstück 1096 besteht der Wunsch, in zweiter Reihe ein weiteres 

Wohnhaus zu errichten. Der Bauort liegt außerhalb der Innenbereichssatzung, im Außenbereich ist das Vor-

haben unzulässig. Während der Geltungsbereich der Innenbereichssatzung westlich der Straße ca. 55 m 

breit ist, beträgt die Breite östlich der Straße nur 35 m (siehe Abbildung, Ausschnitt aus der Innenbereichs-

satzung). Dieser Unterschied hat sich offenbar aus dem Gebäudebestand entwickelt.  

 

Da eine moderate bauliche Entwicklung der Nebenorte grundsätzlich den städtebaulichen Zielen des Marktes 

Wartenberg entspricht, schafft er mit dem vorliegenden Bebauungsplan Baurecht für das Vorhaben. Beim 

Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan ging die Gemeinde von einer Überplanung des gesamten Be-

reichs im Dreieck zwischen bestehender Bebauung entlang der Straße durch Manhartsdorf, der ED2 und dem 

südlich gelegenen Graben aus. Das Planungsgebiet wurde im Laufe der Planung etwas verkleinert. 
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3 Städtebauliches Konzept 

3.1 Entwurf 

Die Erweiterung des Ortsteils soll in etwa der zweireihigen Bebauung an der gegenüberliegenden Straßen-

seite entsprechen und nicht die ganze Fläche zwischen Kreisstraße, Gemeindestraße und Graben einneh-

men. Die Abbildung unten zeigt die Erweiterung des Ortsteils um zwei Wohnhäuser (Nr. 1 und 2).  

 

Der Geltungsbereich beschränkt sich nicht auf die Erweiterungsfläche, sondern beinhaltet auch die Gemein-

destraße und den dazwischenliegenden Bereich. Andernfalls wäre der Bebauungsplan nicht nach § 30 Abs. 1 

BauGB qualifiziert, so dass einem Bauvorhaben auf der Erweiterungsfläche trotz Bebauungsplan u.U. öffent-

liche Belange nach § 35 BauGB entgegenstehen könnten. 

Für die einbezogene Grundstücke im Innenbereich entstehen durch den Bebauungsplan Einschränkungen, 

vor allem durch die Begrenzung der zulässigen Anzahl von Wohnungen je Gebäude. Diese Einschränkungen 

betreffen nicht bestehende Nutzungen, sondern zukünftige Vorhaben. Um erhebliche Einschränkungen des 

Baurechts zu vermeiden, weisen die Festsetzungen teils große Spielräume auf, z.B. große Bauräume oder 

Erweiterungsmöglichkeiten bei der Gebäudehöhe (bisher E+D, zukünftig E+I+D). 

Die Wohnhäuser im Planungsgebiet können nach dem Bebauungsplanentwurf maximal 56 m von der Straße 

entfernt sein. Das entspricht der Bebauungstiefe auf der westlichen Seite der Straße und dem oben abgebil-

deten Konzept (zweireihige Bebauung). Durch diese Begrenzung sind für die hinterliegenden Gebäude vo-

raussichtlich keine Feuerwehrzufahrten notwendig, zumal die Wohnungsanzahl auf höchstens zwei Woh-

nungen je Gebäude beschränkt wird. Eine Einschätzung durch die Feuerwehr und die Kreisbrandinspektion 

bleibt dem weiteren Verfahren vorbehalten. 

Die Anzahl der Wohnungen wird im Bebauungsplanentwurf auf maximal zwei Wohnungen je Wohnhaus be-

schränkt. Zum einen soll die Entwicklung der Wohnbebauung hauptsächlich am Hauptort Wartenberg statt-

finden, der über eine fußläufig erreichbare Nahversorgung verfügt. Zum anderen würde eine größere Woh-

nungsanzahl in zweiter Reihe eine bessere Erschließung erfordern, z.B. Feuerwehrzufahrten oder öffentliche 

Verkehrsflächen. 

Es wird vorausgesetzt, dass die Gemeindestraße für die Feuerwehr befahrbar ist. Sie wird zwar südlich des 

Ortsrandes nur noch als Kiesstraße fortgesetzt – die Feuerwehr kann aber ca. 200 m südlich des Ortsrandes 
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an einer Weggabelung wenden. Die Kiesstraße ist öffentlich gewidmet. Ob auch die Müllabfuhr diese Wen-

demöglichkeit nutzt, ist im weiteren Verfahren zu klären.  

Für die Hinterlieger werden im Entwurf keine privaten oder öffentlichen Verkehrsflächen festgesetzt. 

Dadurch sind verschiedene Varianten für die Zufahrten möglich – die konkrete Ausführung bleibt im Bebau-

ungsplan offen. Angesichts der wenigen Wohnungen, die in zweiter Reihe entstehen können, ist es vertret-

bar, die Lage der Zufahrt dem Baugenehmigungsverfahren zu überlassen. Die gesetzliche Anforderung an die 

Erschließung ergibt sich aus Art. 4 BayBO. Für ein Wohnhaus auf dem Flurstück 1095/1 ist z.B. eine recht-

lich gesicherte Zufahrt über ein Nachbargrundstück erforderlich, weil das Baugrundstück selbst nicht an ei-

ner öffentlichen Verkehrsfläche liegt. 

Die bestehenden Wohnhäuser im Geltungsbereich haben nur ein Erdgeschoss und ein Dachgeschoss mit 

Kniestock. Der Bebauungsplanentwurf erlaubt eine Bebauung mit Erdgeschoss, Obergeschoss und Dachge-

schoss, wie bei einem Teil der Bebauung auf der gegenüberliegenden Straßenseite.  

Die Grundflächenzahl wurde aus der vorhandenen Bebauung abgeleitet und enthält einen Erweiterungs-

spielraum (siehe Abbildung unten, mit Angabe der Grundstücksfläche A, der Grundfläche der Hauptanlagen, 

der Grundfläche aller baulichen Anlagen und der resultierenden Grundflächenzahlen)  

 

Einige bebaute Grundstücke weisen bereits mehrere Zufahrten oder sehr breite Zufahrten auf. Die Anlage 

von Grundstückszufahrten verringert die Parkmöglichkeiten auf der Straße, weil man vor einer Zufahrt nicht 

parken kann. Deshalb wird im Bebauungsplanentwurf die Breite von Zufahrten je Grundstück auf maximal 

ein Drittel begrenzt. Ausnahmen können genehmigt werden, wenn Besucherparkplätze auf dem Baugrund-

stück angelegt werden.  

3.2 Immissionsschutz 

Gewerbe 

Östlich des Wohngebiets befindet sich eine Spengler- und Schlosserwerkstatt, nördlich des Wohngebiets  

eine Zimmerei. Die geplante Wohnbebauung rückt nicht näher an diese Betriebe heran als das vorhandene 

Wohnhaus Manhartsdorf 21. Für dieses Wohnhaus wurde bei der Genehmigung der Spengler- und Schlosser-

werkstatt Immissionsrichtwerte von 57 dB(A) tags und 42 dB(A) nachts zugrunde gelegt, die um 2 dB(A) 

über den Immissionsrichtwerten der TA Lärm für ein allgemeines Wohngebiet liegen. Für die Betriebe ent-

stehen durch die geplante Wohnbebauung im allgemeinen Wohngebiet dennoch keine erhöhten Anforde-

rungen oder Einschränkungen1. 

 

1 Vorab-Auskunft der unteren Immissionsschutzbehörde, Landratsamt Erding 
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Landwirtschaft 

Aus der landwirtschaftlichen Nutzung der angrenzenden Felder sind regelmäßig Emissionen von Lärm, Staub 

und Gerüchen zu erwarten, die wegen der Ortsüblichkeit keine erhebliche Beeinträchtigung der Wohnnut-

zung verursachen. Tierhaltende Betriebe sind in der näheren Umgebung nicht vorhanden. 

Sonstige Emissionen 

Das geplante Wohngebiet liegt außerhalb der Fluglärmschutzbereiche des Flughafens München zur Lenkung 

der Bauleitplanung.  

3.3 Hochwasserschutz 

Das Planungsgebiet liegt nicht in einem festgesetzten oder vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet. 

Es befindet sich jedoch – wie der gesamte Ortsteil Manhartsdorf – in einem wassersensiblen Bereich (siehe 

Abbildung, Ausschnitt aus dem Bayernatlas). Wassersensible Bereiche werden nach Angabe des Landesam-

tes für Umwelt vom Wasser beeinflusst. Nutzungen können beeinträchtigt werden durch über die Ufer tre-

tende Flüsse und Bäche, zeitweise hohen Wasserabfluss in sonst trockenen Tälern oder zeitweise hoch an-

stehendes Grundwasser. Im Unterschied zu amtlich festgesetzten oder für die Festsetzung vorgesehenen 

Überschwemmungsgebieten kann bei dieser Fläche nicht angegeben werden, wie wahrscheinlich Über-

schwemmungen sind. Es gibt keine rechtlichen Vorgaben im Sinne des Hochwasserschutzes. 

 

Das Grundwasser steht im Planungsgebiet hoch an. Der hohe Grundwasserspiegel kann bei Regenfällen oder 

Hochwasser zusätzlich ansteigen. Um Grundwasserschäden zu vermeiden sind daher Keller wasserdicht, z.B. 

als weiße Wannen auszubilden. Lichtschächte, Leitungsdurchführungen müssen gegen drückendes Wasser 

abgedichtet sein. Die Auftriebssicherheit muss gewährleistet sein. 

3.4 Grünkonzept, Vermeidung von Eingriffen in Natur und Landschaft 

Für das Wohngebiet wird eine Ortsrandeingrünung festgesetzt, die größtenteils 6 m breit geplant ist. Im 

südlichen, bebauten Bereich ist die Eingrünung nur 3 m breit geplant. Auf der Fläche sind standorttypische 

Laubgehölze anzupflanzen. Die Festsetzung umfasst auch Obstbäume. Im Wohngebiet wird eine gärtneri-

sche Begrünung der unbebauten Grundstücksteile und die Anpflanzung von Bäumen auf den Baugrundstü-

cken vorgeschrieben. Ergänzt werden diese Anpflanzungsfestsetzungen durch die Vorschrift zur Begrünung 

von Garagendächern, zur Nutzung von Regenwasser, zur wasserdurchlässigen Befestigung von Stellplätzen 

und zur dezentralen Versickerung von Niederschlagswasser. 

Ökologische Ausgleichsmaßnahmen sind im beschleunigten Verfahren nicht vorgesehen, da Eingriffe in den 

Naturhaushalt und das Landschaftsbild, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, 

als im Sinne des § 1a Absatz 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig gelten. 

Die oben genannten Festsetzungen sind Maßnahmen zur Vermeidung oder Minimierung von Eingriffen in 

Natur und Landschaft. 
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3.5 Versorgung und Entsorgung 

Der Bebauungsplan schafft die Möglichkeit, Wohnhäuser in zweiter Reihe zu errichten. Sofern die Baugrund-

stücke nicht an der öffentlichen Verkehrsfläche anliegen, sind die Leitungsrechte mit Grunddienstbarkeiten 

zu sichern. 

Wasserversorgung 

Die Wasserversorgung für das neue Baugebiet ist von den bestehenden Leitungen aus vorzunehmen.  

Brandschutz, Löschwasserversorgung 

Im Wohngebiet werden Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3 nach Art. 2 BayBO entstehen (Einzelhäuser mit 

einer Höhe der Fußbodenoberkante des höchstgelegenen Geschosses, in dem ein Aufenthaltsraum möglich 

ist, über der Geländeoberfläche im Mittel von höchstens 7 m). Die in diesem Baugebiet vorgesehenen Grenz-

abstände der Gebäude erfordern nach Art. 30 BayBO die Ausbildung der Dächer als „harte Bedachung“, d.h. 

die Bedachungen müssen gegen eine Brandbeanspruchung von außen durch Flugfeuer und strahlende Wär-

me ausreichend lang widerstandsfähig sein. Das DVGW-Arbeitsblatt 405 stuft die Brandausbreitungsgefahr 

für eine solche Bebauung als „mittlere Brandausbreitungsgefahr“ ein. Der Löschwasserbedarf für das hier 

geplante allgemeine Wohngebiet mit einer mittleren Brandausbreitungsgefahr beträgt nach dem DVGW-

Arbeitsblatt 96 m³/h (=1.600 l/min). Das Löschwasser soll für eine Zeit von zwei Stunden zur Verfügung ste-

hen. Der Richtwert beschreibt den Löschwasserbedarf für den Grundschutz, d.h. für die zulässigen Wohnge-

bäude ohne erhöhtes Sach- oder Personenrisiko. Durch die geringe Erweiterung ändert sich der Löschwas-

serbedarf im südlichen Teil von Manhartsdorf nicht. 

Schmutzwasser 

In der Straße verläuft ein Abwasserkanal. Manhartsdorf ist über eine Druckleitung an die Kläranlage Warten-

berg angeschlossen. 

Regenwasser 

Für das Baugebiet ist die Versickerung des Niederschlagswassers vorgesehen. Die grundsätzliche Versicke-

rungsfähigkeit des Bodens ist in Manhartsdorf erfahrungsgemäß gegeben. Bei der Versickerung sind die Ver-

ordnung über die erlaubnisfreie schadlose Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser (Nieder-

schlagswasserfreistellungsverordnung - NWFreiV), die Technische Regeln zum schadlosen Einleiten von 

gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW), und das ATV-Arbeitsblatt A 138 der Ab-

wassertechnischen Vereinigung e.V. zu beachten. Demnach soll die Versickerung bevorzugt über die belebte 

Bodenzone erfolgen – Flächen- und Muldenversickerung ist als vorrangige Lösung zu verwenden. Für Versi-

ckerungsmulden ist auf den Baugrundstücken ausreichend Platz. 

Elektrische Versorgung, Telekommunikation 

Die elektrische Erschließung und Telekommunikation ist vorhanden. 

Abfallentsorgung 

Die Abfallentsorgung erfolgt durch den Landkreis Erding im Holsystem nach der Abfallwirtschaftssatzung 

des Landkreises. Die Müllgefäße/gelben Säcke sind am Entleerungs-/Abholtag an der Gemeindestraße be-

reitzustellen. Die Erweiterungsflächen in zweiter Reihe können von den Müllfahrzeugen nicht angefahren 

werden.  

3.6 Flächen 

Der Bebauungsplan umfasst die Flurstücke 1095/2, 1096/1 und 1096/2, sowie Teile der Flurstücke 1095, 

1095/1, 1096, 1097 und 1076, Gemarkung Auerbach.  

 

Geltungsbereich gesamt  9.853 m² 

• Wohngebiet (private Baugrundstücke) 7.737 m² 

• öffentliche Verkehrsflächen 1.157 m² 

• private Grünflächen 959 m² 
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4 Pflanzliste für die Festsetzungen 8.1 ff. 

Als potenzielle natürliche Vegetation wird im bayerischen Fachinformationssystem Natur der Waldziest-

Eschen-Hainbuchenwald; örtlich mit Schwarzerlen-Eschen-Sumpfwald oder Walzenseggen-Schwarzerlen-

Bruchwald aufgeführt. Für die Baumpflanzungen werden die unten aufgeführten Arten empfohlen. Die 

Pflanzung von Eschen (fraxinus excelsior), die ebenfalls standortheimisch sind, wird derzeit wegen des 

Eschentriebsterbens nicht empfohlen. Zusätzlich werden für die Pflanzungen Obstbäume als Halb- oder 

Hochstamm empfohlen, vorzugsweise regionaltypische Sorten. 

Großbäume (Wuchsordnung I) 

• Acer pseudoplatanus Bergahorn 

• Quercus petraea Traubeneiche 

• Quercus robur  Stieleiche 

• Tilia cordata  Winterlinde 

• Tilia platyphyllos Sommerlinde 

Mittelgroße Bäume (Wuchsordnung II) 

• Alnus glutinosa  Schwarzerle 

• Sorbus aucuparia Eberesche 

• Alnus incana  Grauerle 

• Carpinus betulus Hainbuche 

Kleine Bäume (Wuchsordnung III)  

• Prunus padus  Traubenkirsche 

• Cornus mas  Kornelkirsche 

• Corylus avellana Haselnuss 

• Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn 

• Euonymus europaeus Pfaffenhütchen 

• Hyppophae rhamnoides Gewöhnlicher Sanddorn 

• Malus sylvestris  Holzapfel 

• Prunus mahaleb Steinweichsel 

• Rhamnus frangula Faulbaum 

Sträucher  

• Cornus sanguinea Hartriegel 

• Corylus avellana Haselnuss 

• Euonymus europaeus Pfaffenhütchen 

• Ligustrum vulgare Liguster 

• Lonicera xylosteum Gemeine Heckenkirsche 

• Prunus spinosa Schlehe 

• Rhamnus carthaticus Echter Kreuzdorn 

• Rosa canina Hundsrose 

• Rosa rubiginosa Weinrose 

• Salix caprea Salweide 

• Salix purpurea Purpurweide 

• Sambucus nigra Schwarzer Holunder 

• Viburnum lantana Wolliger Schneeball 
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5 Hinweise 

Flughafen München (Luftamt Südbayern, Flughafen München GmbH) 

• Durch die Lage des überplanten Gebiets in der Nähe des Verkehrsflughafens München können Be-

einträchtigungen durch Fluglärm entstehen.  

• Das Bebauungsgebiet liegt innerhalb des Bauschutzbereiches des Flughafen München, speziell in 

der Anflugfläche der S/L-Bahn Nord. Die zulässige Bauhöhe gemäß § 12 LuftVG beträgt 527 m ü. 

NN. Bei einer Überschreitung dieser Höhenbegrenzung kann die Erteilung einer Baugenehmigung 

durch die zuständige Baubehörde nur mit Zustimmung der Luftfahrtbehörde erfolgen. 

Wasserversorgung (Wasserzweckverband Berglerner Gruppe) 

• Jedes Wohnhaus ist mit einem eigenen Wasserhausanschluss zu versehen. Bei nachträglichen 

Grundstücksteilungen ist jeweils ein zusätzlicher Hausanschluss erforderlich.  

• Soweit die Widmung von Straßen im Bebauungsplangebiet als öffentliche Eigentümerwege erfolgt, 

ist eine zusätzliche Absicherung des Wasserleitungsrechtes als Grunddienstbarkeit erforderlich. 

• Es ist zu beachten, dass die Leitungstrasse nicht bepflanzt werden darf. 

• Im Falle von Veränderungen der Bauparzellen nach Abschluss der erstmaligen Leitungsbauarbeiten 

(Grundstücksteilungen bzw. Verschmelzung von Parzellen) übernimmt der Verursacher die im öf-

fentlichen Bereich anfallenden Kosten für Ergänzung bzw. Abbau von Wasserversorgungsanlagen. 

• Soweit über die tatsächlich mögliche Löschwasserversorgung ein weiterer Bedarf an Löschwasser 

gefordert wird, hat der Markt Wartenberg den Bedarf zu sichern und zu finanzieren. Dies gilt auch 

bei erhöhtem Löschwasserbedarf. 

Abwehrender Brandschutz (Kreisbrandinspektion Erding) 

• Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes sind für den durch die Gemeinde sicherzustellenden Feu-

erschutz - Art. 1 BayFwG - folgende allgemeine Belange des abwehrenden Brandschutzes (Durch-

führung wirksamer Löscharbeiten und Rettung von Personen) zu berücksichtigen: 

• Die Bereithaltung und Unterhaltung notwendiger Löschwasserversorgungsanlagen ist Aufgabe der 

Gemeinden (vgl. Art. 1 Abs. 2 Satz 2 BayFwG) und damit – z. B. bei Neuausweisung eines Bebau-

ungsgebietes – Teil der Erschließung im Sinn von § 123 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB). Für 

das allgemeine Wohngebiet „WA“ kann entsprechend dem DVGW-Arbeitsblatt W 405 für eine erste 

Abschätzung von einem Grundschutzbedarf von 96 m³/h über zwei Stunden ausgegangen werden; 

dies wurde bereits im Entwurf des Bebauungsplans berücksichtigt. Die Löschwasserentnahmestel-

len (Unter- oder Überflurhydranten) sind in einem maximalen Abstand von 80-120 m zu errichten. 

• Die Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass sie hinsichtlich der Fahr-bahnbreite, Kurvenkrüm-

mungsradien usw. mit den Fahrzeugen der Feuerwehr jederzeit und ungehindert befahren werden 

können. Die Tragfähigkeit muss dazu für Fahrzeuge bis 16 t (Achslast 10 t) ausgelegt sein. Hierzu 

wird auch auf DIN 14 090 „Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken“ verwiesen. Grundsätzlich 

müssen Gebäude ganz oder mit Teilen in einem Ab-stand von höchstens 50 m von den öffentlichen 

Verkehrsflächen erreichbar sind. Dies ist bei der vorliegenden Planung nicht gegeben. Die tatsäch-

liche Sicherstellung der Erschließung für Einsatzfahrzeuge ist bei den Einzelbauvorhaben mit der 

Brandschutzdienststelle abzustimmen. Die Befahrbarkeit der Gemeindestraße ist dauerhaft ausrei-

chend sicherzustellen. 

• Von dieser Äußerung wird eine spätere Stellungnahme im Baugenehmigungsverfahren nicht be-

rührt. Eine Detailprüfung der Fragen des abwehrenden Brandschutzes kann in diesem Planungssta-

dium nicht erfolgen. Bei im Baugenehmigungsverfahren auftretenden Fragen zum abwehren-den 

Brandschutz ist daher die Brandschutzdienststelle erneut zu beteiligen (Art. 65 Abs. 1 Satz 1 Halb-

satz 2 BayBO). 
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Abwehrender Brandschutz (Freiwillige Feuerwehr Wartenberg) 

Flächen für die Feuerwehr im nicht öffentlichen Bereich 

• Hier ist der Art. 5 der BayBO „Zugänge und Zufahrten auf den Grundstücken“ zu beachten. Von öf-

fentlichen Verkehrsflächen ist insbesondere für die Feuerwehr ein geradliniger Zu- oder Durchgang 

zu rückwärtigen Gebäuden zu schaffen; zu anderen Gebäuden ist er zu schaffen, wenn der zweite 

Rettungsweg dieser Gebäude über Rettungsgeräte der Feuerwehr führt. Zu Gebäuden, bei denen die 

Oberkante der Brüstung von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder Stellen mehr als 8 m über 

dem Gelände liegt, ist in den Fällen des Satzes 1 an Stelle eines Zu- oder Durchgangs eine Zu- oder 

Durchfahrt zu schaffen. Ist für die Personenrettung der Einsatz von Hubrettungsfahrzeugen erfor-

derlich, sind die dafür erforderlichen Aufstell- und Bewegungsflächen vorzusehen. Bei Gebäuden, 

die ganz oder mit Teilen mehr als 50 m von einer öffentlichen Verkehrsfläche entfernt sind, sind 

Zufahrten oder Durchfahrten nach Satz 2 zu den vor und hinter den Gebäuden gelegenen Grund-

stücksteilen und Bewegungsflächen herzustellen, wenn sie aus Gründen des Feuerwehreinsatzes er-

forderlich sind. 

• 2) Zu- und Durchfahrten, Aufstellflächen und Bewegungsflächen müssen für Feuer-

wehreinsatzfahrzeuge ausreichend befestigt und tragfähig sein; sie sind als solche zu kennzeich-

nen und ständig frei zu halten; die Kennzeichnung von Zufahrten muss von der öffentlichen Ver-

kehrsfläche aus sichtbar sein. Fahrzeuge dürfen auf den Flächen nach Satz 1 nicht abgestellt wer-

den. 

Kennzeichnung und Siegelung von Zufahrten:  

• Grundstückseinfahrten, die auch für die Feuerwehr erforderlich sind, müssen ordnungsgemäß ge-

kennzeichnet werden. Die Schilder (DIN 4066 - weißer Grund, rote Umrandung, schwarze Aufschrift 

„Feuerwehrzufahrt“, Größe 594 mm x 210 mm) sind rechts neben den Zufahrten an den Grund-

stücksgrenzen in einer Höhe von 2,2 m Unterkante bis 2,5 m Oberkante anzubringen. 

• Zufahrten, die breiter als 5 m sind, müssen beidseitig beschildert werden; dadurch wird die Feuer-

wehrzufahrt für Verkehrsteilnehmer besser erkennbar. 

• Erst durch die Siegelung der Marktgemeinde Wartenberg werden die Schilder zu Verkehrszeichen im 

Sinne der StVO. Dadurch wird den Verkehrsteilnehmern das Halten und Parken in und vor den Feu-

erwehrzufahrten gemäß § 12 StVO untersagt. 

• Auf die Einhaltung des maximalen Neigungswinkels für Feuerwehranfahrtszonen ist zu achten. 

• Für die Ausführung der Flächen für die Feuerwehr auf Privatgrundstücken ist in Bayern die als 

Technische Baubestimmung eingeführte „Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr" verbindlich 

anzuwenden. 

• Feuerwehrzufahrten müssen nutzbar sein - auch im Winter! 

• Während die Marktgemeinde dafür sorgt, dass das öffentliche Straßennetz befahrbar ist, sind für 

die Flächen der Feuerwehr auf Privatgrund (Feuerwehrzufahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen) 

die Eigentümer selbst verantwortlich. Analog der Verkehrssicherungspflicht auf Straßen und Wegen 

gilt diese Pflicht des Eigentümers auch für den öffentlichen Bereich vor der Feuerwehrzufahrt. Bei 

Bedarf sind Geh- und Radwege sowie sonstige Flächen im Bereich der Zufahrt so von Schnee und Eis 

freizuräumen, dass diese jederzeit befahrbar bleiben. 

• Ob es bei einer Personenrettung über tragbare Leitern oder einer Brandbekämpfung auf Grund der 6 

m weiteren Wege zu einer zeitlichen Verzögerung mit Folgen kommt, kann aus Sicht des Verfassers 

nicht vollständig ausgeschlossen werden. 

Löschwasserversorgung 

• Die Löschwasserversorgung sollte für das Baugebiet ausreichend sein, da hier Gebäude der Gebäu-

deklassen 1 bis 3 nach Art. 2 BayBO entstehen. 
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Schutz von Bodendenkmälern (Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege) 

• Im südöstlichen Teil des Plangebiet befindet sich das Bodendenkmal D-1-7637-0478 „Verebneter 

Grabhügel und Siedlung vor- und frühgeschichtlicher Zeitstellung“. Die vorgeschichtlichen Befun-

de könnten sich bis ins Plangebiet hinein erstrecken. 

• Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine denkmalrechtli-

che Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisver-

fahren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. 

Kreisstraße ED 2 (Staatliches Bauamt Freising) 

Anbauverbot 

• Außerhalb des Erschließungsbereiches der Ortsdurchfahrten von-Kreisstraßen gilt gem. Art. 23 

Abs. 1 BayStrWG für bauliche Anlagen bis 15 m Abstand vom äußeren Rand der Fahrbahndecke Bau-

verbot. Die entsprechende Anbauverbotszone ist im Bauleitplan dargestellt. Eine Ausnahmebefrei-

ung von der Anbauverbotszone von 15 m gemessen vom Fahrbahnrand kann für bereits bestehende 

bauliche Anlagen erteilt werden. (Hinweis: die Anbauverbotszone wurde in Abstimmung mit dem 

Staatlichen Bauamt stellenweise auf 10 m Breite verringert, siehe Bebauungsplan). 

• Werbende oder sonstige Hinweisschilder sind gem. Art. 23 BayStrWG innerhalb der Anbauverbots-

zone unzulässig. Außerhalb der Anbauverbotszone sind sie so anzubringen. dass die Aufmerksam-

keit des Kraftfahrers nicht gestört wird (§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB) 

• Anpflanzungen entlang der Straße sind im Einvernehmen mit dem Bauamt vorzunehmen. 

Erschließung des Baugebietes 

• Das von der Bauleitplanung betroffene Gebiet schließt den Bereich der freien Strecke der Kreisstra-

ße ED 2 bei Abschnitt 100 Station 1‚540 bis Station 1‚620 ein. Die Erschließung der Grundstücke 

des Bauleitplangebietes ist ausschließlich über das untergeordnete Straßennetz vorzusehen (§ 1 

Abs. 6 Nr. 9 BauGB i. V. m. Art. 18 Abs.1 und Art. 19 Abs. 1 BayStrWG). 

Sichtfelder 

• Innerhalb der im Bebauungsplan gekennzeichneten Sichtfelder dürfen keine neuen Hochbauten er-

richtet werden. Zäune, Mauern, Müllhäuschen, Wälle, Anpflanzungen aller Art, sowie Stapel und 

Haufen dürfen nicht angelegt werden, wenn sie sich mehr als 0,80“ m über die Fahrbahnebene er-

heben. Ebenso wenig dürfen dort genehmigungs- und anzeigefreie Bauten oder Stellplätze errich-

tet und Gegenstände gelagert oder abgestellt werden. Dies gilt auch für die Dauer der Bauzeit. Ein-

zelnstehende hochstämmige Bäume mit einem Astansatz von mind. 2,50 m im Bereich der 

Sichtflächen sind mit der Straßenbauverwaltung abzustimmen. 

Lärmschutz 

• Auf die von der Straße ausgehenden Emissionen wird hingewiesen. Evtl. erforderliche Lärmschutz-

maßnahmen werden nicht vom Baulastträger der Kreisstraße übernommen (Verkehrslärmschutzver-

ordnung - 16. BImSchV).  

Immissionsschutz (Untere Immissionsschutzbehörde) 

• Die Verkehrslärmimmissionen der Kreisstraße ED2 führen nach einer Prognose gem. RLS-19 mit den 

Verkehrszahlen von 2019 (BAYSIS-Datenbank) an den geplanten Wohnhäusern Nr. 3 und 4 (vgl. Be-

gründung Seite 6: Teilfläche der Fl.Nr. 1095 im Geltungsbereich des B-Plans) zu Beurteilungspe-

geln von 61 dB(A) tags (6-22 Uhr) u. 53,4 dB(A) nachts. Diese überschreiten somit die in der Bau-

leitplanung einschlägig heranzuziehenden Orientierungswerte für ein WA nach DIN 18005 von 55 

dB(A) tags bzw. 45 dB(A). Selbst die als Erkenntnisquelle heranziehbaren und um 4 dB höheren 

Grenzwerte der 16. BImSchV (Bundes-Verkehrslärmschutzverordnung) wären dort nicht eingehal-

ten. 

• Bei Beurteilungspegeln über 45 dB(A) ist selbst bei nur teilweise geöffnetem Fenster ungestörter 

Schlag häufig nicht mehr möglich (als Immissionsort ist allerdings das geöffnete Fenster schutzbe-

dürftiger Räume n. DIN 4109-1 heranzuziehen, was damit eine noch ungünstigere Lärmsituation 

als Beurteilungsrundlage ergibt). 
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• Es müssen Schallschutzmaßnahmen hinsichtlich der Verkehrslärmimmissionen an den geplanten 

Wohnhäusern Nr. 3 und 4 im WA vorgesehen werden; Dies kann im Rahmen einer grundrissorien-

tierten Bauweise (schutzbedürftige Räume n. DIN 4109-1 sind auf der straßenabgewandten Seite 

anordnen) oder die ausschließliche Zulässigkeit nicht öffenbarer Fenster (z.B. Festverglasung) an 

der Straßenseite im späteren Baugenehmigungsverfahren erfolgen. 

Bodenschutz, Altlasten (Landratsamt Erding) 

• Im Planungsgebiet liegen keine bekannten Altlastenverdachtsflächen. Sofern dennoch Auffüllun-

gen, Abfälle oder Altlasten zu Tage treten, ist das Sachgebiet Bodenschutz und Abfallrecht beim 

Landratsamt Erding unverzüglich zu informieren. 

Landwirtschaft (Bayerischer Bauernverband) 

• Bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen entstehen 

Lärm- Staub- und Geruchsemissionen. Während der Ernte und in Stoßzeiten muss teilweise auch an 

Sonn- und Feiertagen sowie in Ausnahmefällen auch in der Nacht gearbeitet werden. Die Landwirte 

dürfen durch das geplante Wohngebiet keine Beschränkungen erfahren. 

 

 
 

6 Zusammenfassung 

Mit dem Bebauungsplan Manhartsdorf Süd weist der Markt Wartenberg 0,8 ha großes Wohngebiet im südli-

chen Teil von Manhartsdorf aus. Etwa die Hälfte des Wohngebiets umfasst vier bestehende Wohnhäuser, auf 

der restlichen Fläche kann ungefähr die gleiche Anzahl an Wohnhäusern entstehen. Der Bebauungsplan wird 

im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB i.V.m. § 13 BauGB aufgestellt.  

 

 

Wartenberg, den …………………….. .....................................................................

 Christian Pröbst, Erster Bürgermeister 
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